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Pflichten für AZAV-geförderte Teilnehmende,  

deren Schulen und Ausbildungsbetriebe 
 

Bitte beachten Sie folgende Pflichten, die mit dem Besuch einer gem. AZAV geförderten Bildungsmaßnahme 

verbunden sind. 

 

Pflichten der Auszubildenden / Um-

schüler/-in  

Es besteht Teilnahmepflicht an allen mit der Maß-

nahme festgelegten Unterrichtseinheiten. Die Teil-

nahmepflicht besteht auch z. B. bei Fernunter-

richt, digitalen Lernangeboten.  

Mitteilungspflicht an den Leistungsgeber (= z. B. 

Arbeitsagentur): Mit dem Bewilligungsbescheid zu 

den Weiterbildungskosten erhalten die Teilneh-

menden folgende Information: „Mitteilungspflicht: 

Sie sind nach § 60 Abs. 1 Erstes Buch Sozialge-

setzbuch (SGB I) verpflichtet, unverzüglich jede 

Änderung mitzuteilen, die für den Anspruch auf 

die bewilligten Leistungen oder für deren Höhe 

von Bedeutung ist.“  

Wenn Teilnehmende nicht für den Unterricht, ggf. 

Fernunterricht, freigestellt werden, müssen sie 

dies der bewilligenden Stelle mitteilen. 

Mitteilungspflicht an die Schule: Bei einer Verhin-

derung des Unterrichtsbesuchs ist der Schule ein 

schriftlicher Antrag auf Entschuldigung nach den 

Vorschriften der Schulbesuchsverordnung und 

ggf. ein ärztliches Attest vorzulegen. Ebenso ist 

eine vorzeitige Beendigung der Maßnahme an die 

Schule zu melden.   

Pflichten der Schule  

Die Schule dokumentiert die Teilnahme bzw. die 

Nichtteilnahme/Abwesenheiten. Sie informiert den 

Leistungsgeber (z. B. Agentur für Arbeit, Jobcen-

ter) unter Angabe der Einschätzung, ob das Errei-

chen des Maßnahme-Ziels gefährdet ist, über 

Fehlzeiten und Versäumnisse der Auszubildenden 

(z. B. auch Nichtteilnahme am Onlineunterricht, 

fehlende Rückmeldungen zu digitalen Lernange-

boten). Kann das Maßnahme-Ziel absehbar nicht 

erreicht werden, steht ein Abbruch der Maßnahme 

im Raum. 

Pflichten des Arbeitgebers  

Geförderte Teilnehmende müssen vom Arbeitge-

ber für den Unterricht, ggf. Fernunterricht, freige-

stellt werden. 

Bei Ausbildungsverträgen, z. B. gemäß der Pfle-

geberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung 

(PflAPrV), schließt die Einrichtung mit Auszubil-

denden / Umschüler*innen einen Ausbildungsver-

trag, in dem u. a. die Dauer der regelmäßigen täg-

lichen oder wöchentlichen praktischen Ausbil-

dungszeit angegeben sind, ebenso die Pflichten 

der Einrichtung dem Auszubildenden gegenüber. 

Demnach müssen Auszubildende ausbildungs-

adäquat eingesetzt und für die Teilnahme am Un-

terricht freigestellt werden. Dies gilt auch für Fern-

unterricht und digitale Lernangebote. 

Wenn der Arbeitgeber einen Arbeitsentgeltzu-

schuss für die Freistellung von Mitarbeitern an ei-

ner Weiterbildung erhält, wird mit dem Bewilli-

gungsbescheid erläutert, dass sämtliche Änderun-

gen gegenüber den Angaben im Antrag mitzutei-

len sind, die sich auf die Zahlung des Arbeitsent-

geltzuschusses auswirken. Somit sind alle Zeiten, 

in denen es keinen weiterbildungsbedingten Ar-

beitsausfall gibt, an die bewilligende Stelle zu mel-

den.  

 

 


